
Dieser Beitrag widmet sich einigen wichtigen
Ergebnissen aus einem Vorhaben "Sozial-ökologi-
sche Regulation netzgebundener Infrastruktursyste-
me und Gender - Transformationen des Öffentlichen
Personennahverkehrs und sozial-ökologische Ent-
wicklung der Geschlechterverhältnisse"1. Dieses
Vorhaben wurde 2003 durchgeführt und aktuell
erschien die Veröffentlichung eines umfassenden
Berichts dazu.2

Netzgebundene Infrastruktursysteme als zentrale
Bausteine moderner Gesellschaften unterliegen
einem radikalen Wandel, der als sozial-ökologische
Transformation begriffen werden kann. Wichtige
Antriebsfaktoren sind in diesem Zusammenhang die
Liberalisierung und Privatisierung (ehemals) öffent-
licher Aufgabenbereiche. Den Kern des sozial-öko-
logischen Problems bildet das Aufbrechen der alten
Strukturen der Ver- und Entsorgung im Zuge des
Transformationsprozesses und dessen nun fehlende
Regulation. Diese Problembeschreibung lag den
Untersuchungen eines mehrjährigem Verbundfor-
schungsvorhabens "Sozial-ökologische Regulation
netzgebundener Infrastruktursysteme" des For-
schungsverbundes netWORKS zugrunde. Dieser
Forschungsverbund nun beauftragte das Wuppertal
Institut für Klima, Umwelt, Energie, einen Gender-
zugang als Grundlage einer sozial-ökologischen
Analyse der Transformation von netzgebundenen
Infrastrukturen zu entwickeln, der auch eine Analy-
se der sozial-ökologischen Regulation ermöglichen
sollte. Der Auftrag umfasste mehrere Erarbeitun-
gen.3

1. DIE GENDER-ANALYSE ZUR
SOZIAL-ÖKOLOGISCHEN
REGULATION DES ÖPNV ALS
NETZGEBUNDENEM
INFRASTRUKTURSYSTEM 

1.1 Nachhaltige Entwicklung und
sozial-ökologische Transformations-
prozesse 

- Zur Bedeutung des Gender-Zugangs 
Ziel des Forschungsverbundes netWORKS war es,
gemeinsam mit der Praxis Ansatzpunkte, Instrumen-
te und Strategien - insbesondere auf der kommuna-
len Ebene - zu entwickeln und zu erproben, mit
denen regulierend in den sozial-ökologischen Trans-
formationsprozess eingegriffen werden kann, um 

a) diesen in einen Korridor nachhaltiger Entwik-
klung zu lenken, 

b) Gestaltungsoptionen in der Zukunft offen zu hal-
ten und 

c) eine Verschärfung sozial-ökologischer Problem-
lagen zu vermeiden (Antrag des Forschungsver-
bundes Networks). 

In der Forschungsrahmenkonzeption für den Förder-
schwerpunkt "Sozial-ökologische Forschung" des
Bundesministeriums für Bildung und Forschung ist
festgesetzt worden, dass Gender eine der drei Pro-
blemdimensionen der Forschungsvorhaben darstellt. 

Der Genderzugang zu den vorgenannten Zielen des
Forschungsverbundes wurde folgendermaßen umris-
sen: 

a) Zu einem Korridor nachhaltiger Entwicklung
gehört auch, dass die Entwicklung nachhaltiger
Geschlechterverhältnisse befördert und nicht
etwa unterminiert wird. Dies beinhaltet, dass
potentiell ungleiche Auswirkungen auf Frauen
und Männer innerhalb von Gestaltungsprozessen
transparent, sachlich reflektiert und im Sinne der
Beförderung der gleichstellungspolitischen Ziele
behandelt werden. 

b) Erhalt offener Gestaltungsoptionen in der Zukunft
umfasst auch, dass dabei Gestaltungsoptionen für
eine sozial-ökologisch basierte Geschlechter-
gleichstellung in der Zukunft offen gehalten wer-
den - ebenso wie für eine geschlechtergerecht
basierte sozial-ökologische Entwicklung in der
Zukunft. 

c) Zur Vermeidung einer Verschärfung sozial-ökolo-
gischer Problemlagen gehört auch, dass eine aus
geschlechtsspezifischen Problemlagen und
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gesellschaftlichen Geschlechterverhältnissen her-
vorgehende Verschärfung sozial-ökologischer
Problemlagen vermieden wird. 

Ansatzpunkte, Instrumente und Strategien, mit
denen regulierend in den sozial-ökologischen Trans-
formationsprozess eingegriffen werden kann, sollten
deshalb im Forschungsverbund so entwickelt wer-
den, dass die Dimensionen von Gender jeweils sach-
gerecht integrierten Eingang in die konzeptionelle
Basis und in alle Analysemodule des Verbundvorha-
bens finden. Diese Integration war für die Arbeits-
prozesse während der Laufzeit der Bearbeitung des
Gesamtvorhabens vorgesehen. Die Gender-Untersu-
chung, aus der hier einige Ergebnisse vorgestellt
werden sollen, sollte dazu einen Beitrag leisten und
war in der ersten Phase des Gesamtforschungsvorha-
bens angesiedelt worden, allerdings nicht vorgela-
gert zu den sektoralen Bestandsaufnahmen, die
Infrastruktur-Transformationen in den Sektoren
ÖPNV, Telekom sowie Wasser aufbereiten sollten,
sondern parallel dazu. 

Das hier vorgestellte Teilvorhaben hatte doppelten
Pilotcharakter: Sozial-ökologische Transformations-
prozesse von netzgebundenen Infrastrukturen wur-
den unter Genderfragestellungen bisher nicht bear-
beitet. Erstmals wurden Gender-Dimensionen für
einen Forschungsverbund bearbeitet, für den eine
wissenschaftliche Forschung, die Strukturierungen
durch gesellschaftliche Geschlechterverhältnisse4

transparent macht, weitgehend Neuland bedeutet. 

1.2 Sozial-ökologische Transforma-
tionsprozesse des ÖPNV und Gender
- Zum Vorgehen 
Es wurde so vorgegangen, dass zunächst die
Erkenntnisse aus der Verkehrsforschung zu gesell-
schaftlichen Geschlechterverhältnissen und Verkehr-
sinfrastrukturen (am Beispiel ÖPNV) in ihrer Breite
erfasst, in vier Hauptdimensionen dargestellt und für
eine Übertragbarkeit auf andere Infrastruktur- und
Transformations-Sektoren aufbereitet wurden. Dabei
wurden die (in dem Vorhaben entwickelten) vier Fel-
der vorgestellt, begründet und belegt, die sich als
geeignet erwiesen, den State of the Art an Gender-
Erkenntnissen im Hinblick auf die sozial-ökologi-
sche Transformation und Regulation des ÖPNV auf-
zuarbeiten. Diese Felder liessen sich - in Form eines
"Vier Gender Dimensionen-Konzepts" - als Grund-
lage für die Entwicklung eines sozial-ökologischen
Gender-Analyse-Konzepts nutzbar machen und
Transformations- und Infrastruktursystem-bezogen
anwenden. 

Die Aufarbeitung zeigte u.a., dass mit Blick auf die
Geschlechterverhältnisse nicht nur das "Was", son-
dern auch das "Wie" der Infrastruktursystem-Gestal-
tung wissenschaftlich und im Planungsdiskurs pro-
blematisiert sind. (Unter anderem) daraus ergab sich
die Notwendigkeit für die Entwicklung eines neuen
Gender-Analyse-Konzepts, das inhaltlich-themati-
sche ebenso wie institutionell-methodische Gender-
Dimensionen abzubilden in der Lage ist. Die inhaltl-
lich-thematischen Gender-Dimensionen werden
durch die beiden Felder "Arbeitsteilung und Versor-
gungsökonomie" und  "Öffentlichkeit und Gemein-
wohl-Verantwortung", die institutionell-methodi-
schen Dimensionen durch die Felder "institutionali-
sierte androzentrische Rationalitäten" und "institu-
tionalisierte Gleichstellungs-Anstrengungen" abge-
deckt. 

Die Ergebnisse der Analyse der Transformation
netzgebundener Infrastrukturen aus Gender-Per-
spektive, die am Beispiel Öffentlicher Personennah-
verkehr (ÖPNV) vorgenommen wurde, wurden nicht
nur für die weiteren Arbeiten innerhalb Verbundpro-
jektes aufbereitet, sondern auch für darüber hinaus-
gehende künftige Handlungsmöglichkeiten und per-
spektivische Ansätze. Diese zusammenfassenden
Hinweise zeigen nicht nur die wesentlichen Schluss-
folgerungen für Kernaspekte der Frage nach sozial-
ökologischer Regulation netzgebundener Infrastruk-
turen auf, sondern vermitteln zugleich den LeserIn-
nen, die mit dem Thema Transformation bisher nicht
so intensiv befasst sind, einen Überblick über die
Verschiedenheit der Zugänge im hergebrachten Ver-
ständnis von denen gender-integrativer Zugänge und
deren weiteren Hintergrund zu den Fragestellungen. 

Dabei wurden aus Gender-Perspektive Anregungen
zu den zentralen Fragenkomplexen geliefert. Die
Anregungen beziehen sich erstens auf "Gender",
womit gesellschaftliche Geschlechterverhältnisse als
durchlaufende Analyse-Dimension sozial-ökologi-
scher Transformation und Gleichstellung als quer
angelegter Orientierungs-Dimension für die Entwik-
klung sozial-ökologischer Regulation gefasst wer-
den. Die Anregungen beziehen sich zweitens auf
Verkehr unter der "Infrastruktur"-Perspektive. Drit-
tens werden Anregungen bezogen auf "Transforma-
tion" netzgebundener Infrastrukturen geliefert. In
dieser umfangreicheren Ausarbeitung wurden die
Ergebnisse der Teilschritte des Einzelvorhabens
bereits weiterführend in Richtung konkretisierter
künftiger sozial-ökologischer Handlungsansätze
ausgearbeitet. Abschließend wurden viertens knappe
Anregungen in Bezug auf "Regulation" gegeben.
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1.3 Zugang zu Grundfrage-
stellungen der Privatisierung und
Transformation aus der Gender-
Perspektive 
Die Transformationsprozesse wurden in dem Gen-
der-Vorhaben unter der Perspektive betrachtet, dass
sie Chancen für die Verbesserung von Gleichstel-
lungsaspekten und der Integration qualitativer Gen-
deraspekte bieten können. Innerhalb des Gender-
Diskurses zu Globalisierung und um "Geschlechter-
politik im Neoliberalismus" herrscht eine kritische
Sicht auf Liberalisierungs- und Privatisierungspro-
zesse vor, zu der einerseits fundierte Analysen vor-
gelegt werden, mit der andererseits gleichwohl viel-
fach Gestaltungsperspektiven entwickelt werden.5

Im Bereich Verkehr kann an die gestaltungsorientier-
ten Fragestellungen nach neuen Chancen durch eine
Transformation angeknüpft werden, unter der schon
die Einleitung der Transformationsprozesse durch
die genderkompetente Verkehrsforschung themati-
siert wurde6. 

Die Ergebnisse des Vorhabens verweisen fast durch-
gängig darauf, dass eine Berücksichtigung dieser
Aspekte für die sozial-ökologische Regulierung der
netzgebundenen Versorgungssysteme verschiedenste
Benefits sowie insgesamt erhebliche Bereicherung
bringt. Allerdings liegen in Bezug auf die anstehen-
den europapolitischen Entscheidungen zur Transfor-
mation im Öffentlichen Personennahverkehr zu
einer ganzen Reihe von Fragen bisher keine Ausar-
beitungen vor, sodass eine Fundierung und die
Erweiterung der Wissensbasis dringend notwendig
erscheinen, um die Chancen, die die Transforma-
tionsprozesse eröffnen, realisieren zu können. 

Für den ÖPNV wurde eine Analyse in Bezug auf die
gender-relevanten Aspekte vorgenommen, die
Erkenntnisse über Chancen und Problematiken der
Transformation enthalten. Herangezogen wurden
dazu Aussagen über relevante Merkmale des ÖPNV
in Bezug auf Gender sowohl mit Blick auf dessen
vortransformatorische Infrastruktursystem-Eigen-
schaften als auch mit Blick auf dessen Veränderun-
gen durch bisherige Transformationsprozesse. Im
vorliegenden Material selbst ist zwar kein explizites
Transformationsverständnis erkennbar (wie dies im
Verbundvorhaben entwickelt ist). Die Einleitung der
Privatisierung der Bundesbahn, die sog. Bahnre-
form, und die Transformation des öffentlichen Per-
sonennahverkehrs, die sog. Regionalisierung, sind
allerdings als wesentliche und strukturelle Verände-
rung begriffen, antizipiert und von feministischer
Verkehrsforschung und -planung zusammen mit
gender-orientierten Akteurinnen aus kommunalen

Verwaltungen, Verkehrsunternehmen und Verbänden
vorbereitet worden.

1.4 Zugang zur Identifizierung von
Gender-Dimensionen - Die Entwick-
lung eines Gender-Anlyse-Konzepts 
Als Suchscheinwerfer bei der Analyse zur Identifi-
zierung dieser Gender Issues sollten zunächst vorge-
gebene Gender-Dimensionen dienen (gedacht war
an eine Dimension "Geschlechtsspezifische Arbeits-
teilung und Krise der Versorgungsarbeit", eine
Dimension "gesellschaftliche Organisation der
Reproduktion von Gesundheit und Psyche" sowie
eine Dimension "Gestaltungsmacht für Frauen,
Männer und die Geschlechterverhältnisse"), die sich
anlehnten an diejenigen Gender-Dimensionen, die
im Rahmen der methodischen Entwicklung eines
Gender-Impact-Assessment in den Niederlanden
sowie für andere Bereiche (Assessment der EU-For-
schung im 5. Rahmenforschungsprogramm sowie im
bundesumweltpolitischen Bereich Strahlenschutz)
ausgearbeitet und begründet worden sind7. Gender-
Dimension bezeichnet in diesem Vorhaben eine rele-
vante Dimension in der Gesellschaft, in der die
Geschlechterverhältnisse eine dominante Rolle spie-
len. Maßgabe war, dass sie vor allem ausgerichtet
sein sollten auf potentielle Gemeinsamkeiten der
netzgebundenen Infrastrukturen, die der Gesamtver-
bund bearbeitet. Die Anlehnung an diese Vorarbeiten
und die starke Ausrichtung auf Übertragbarkeit ent-
banden aber nicht davon, dass die Gender-Dimen-
sionen auch anwendbar sein mussten auf den Ver-
kehrsbereich sowie geeignet sein mussten für die
sachgemäße Erfassung der Ergebnisse aus der Gen-
derforschung in diesem Feld. 

Hier erwiesen sich die zunächst vorgeschlagenen
und angedachten Gender-Dimensionen teilweise als
nicht tragfähig. Auf die gesellschaftliche Organisa-
tion von Intimität, die mit der zweiten angedachten
Dimension angesprochen worden wäre, richtete sich
die feministische Verkehrskritik kaum, dagegen
stark auf die von Öffentlichkeit. Des weiteren zeigte
die Aufarbeitung der Erkenntnisse unter anderem,
dass mit Blick auf gesellschaftliche Geschlechter-
verhältnisse mindestens ebenso stark wie das "Was"
das systematische "Wie" der Infrastruktursystem-
Gestaltung problematisiert ist. Als Notwendigkeit
für ein Gender-Analyse-Konzept ergab sich damit,
dass ebenso stark wie inhaltliche Dimensionen
(erstes Feld "Arbeitsteilung und Versorgungsökono-
mie" und drittes Feld "Öffentlichkeit und Gemein-
wohl-Verantwortung") die institutionell-methodi-
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schen Dimensionen (zweites Feld "institutionalisier-
te androzentrische Rationalitäten" und viertes Feld
"institutionalisierte Gleichstellungs-Anstrengun-
gen") abzubilden sind. 

Zudem haben die - verglichen mit anderen Sektoren
- langjährigen Erfahrungen mit einer erheblichen
Vielfalt an Partizipationsmodellen ebenso wie mit
bereits erreichten und geltenden Gesetzesklauseln
zur Berücksichtigung einzelner "Gender"-Aspekte
für den Verkehrsbereich etwas Wichtiges aufzeigen
können: Ein Focus auf "Gestaltungsmacht", der
lediglich die Defizite an Gestaltungsmacht eines
gesellschaftlichen Geschlechts - die Teilhabe von
Frauen und Abwägungspflichten gegenüber defizitär
beleuchteten Aspekten (und sozial-ökologische Pro-
blem-Auswirkungen) - betrachtet und nicht zugleich
auch die Überschüsse an Gestaltungsmacht des
anderen, dominanten gesellschaftlichen Geschlechts
(und sozial-ökologische Problem-Erzeugungen)
gezielt und in seinen institutionalisierten Strukturen
in den Blick nehmen würde, erwiese sich als unter-
komplex. Eine solche Betrachtung hätte auch kaum
Effekte bezüglich des Abbaus gender-bezogener
Asymmetrien der Gestaltungsmacht und einer Min-
derung sozial-ökologischer Problemlagen. Diese
doppelte Handlungsnotwendigkeit (in der Verkehrs-
diskussion auch als "Push UND Pull-Prinzip" the-
matisiert - vgl. z.B. Enquete-Kommission NRW
1999) ist in Bezug auf gesellschaftliche Geschlech-
terverhältnisse von besonderer Bedeutung. Entspre-
chende Erkenntnisse sind besonders durch die Trans-
formationserfahrungen bestätigt worden. 

Somit musste innerhalb des Vorhabens ein geeigne-
ter sozial-ökologischer Gender-Analyse-Ansatz erst
entwickelt werden. Im Verlauf der Bearbeitung des
Projekts, nach den Recherchen, der Sichtung, Aus-
wertung des Materials und mehreren Analysedurch-
gängen wurden vier Gender-Dimensionen herausge-
arbeitet. Diese orientierten sich daran, dass sich
letztlich diesen entsprechende vier Felder als geeig-
net erwiesen, den State of the Art an Gender-
Erkenntnissen im Hinblick auf die sozial-ökologi-
sche Transformation und Regulation bezogen auf
den ÖPNV aufzuarbeiten. Sie eigneten sich, die
Erkenntnisse der genderkompetenten Bestandsana-
lyse als Grundlage für die Entwicklung eines Infra-
struktur- und Regulations-bezogenen Gender-Analy-
se-Konzepts nutzbar zu machen. 

Methodisch basieren sowohl die Definitionen der
Felder als auch die der Gender-Dimensionen auf
unterschiedlichen Grundlagen, zum Teil auf diffe-
renzierten theoretisch-analytischen Arbeiten aus der
sozial-ökologischen feministischen Verkehrsfor-

schung, die in ihrem Kontext benannt wurden (siehe
Veröffentlichung des ausführlichen Berichts - Fuß-
note oben). Insbesondere wurde angeknüpft an die
Zugänge aus der feministischen Verkehrsforschung
zur Krise der Reproduktionsarbeit, an die aus der
feministischen Verkehrswissenschaft entwickelten
Zugänge zu Zusammenhängen zwischen gesell-
schaftlichen Geschlechterverhältnissen und
Umwelt-/Raum-Zeit-Verhältnissen und Nachhaltig-
keit sowie an die aus der feministischen Verkehrs-
forschung heraus entwickelten feministischen Kon-
zeptualisierungen von Nachhaltigkeit (vgl. u.a.
Enquete-Kommission 1999, Spitzner 2001b sowie
jüngst Bauhardt 2003). 

Dieser Ansatz wurde auch damit unterfüttert, dass
der feministischen Verkehrsforschung innerhalb der
feministischen Umwelt- und Nachhaltigkeits-For-
schung8 insofern eine besondere Bedeutung
zukommt, als in Deutschland (abgesehen vom
Bereich ökologischer Stadterneuerung) in diesem
Bereich die frühesten feministischen Diskurse ent-
wickelt wurden und die feministische Verkehrsfor-
schung von ihrem Beginn an eine starke öko-soziale
bias trug. 

Anhand der Erkenntnisse in den vier Feldern konn-
ten eine Grundthese zum Verständnis sozial-ökologi-
scher Transformation und Regulation von netzge-
bundener Infrastruktur sowie vier Kernthesen ent-
wickelt werden, die hier vorgestellt werden sollen. 

2. GENDER-ANALYSE-
KONZEPT: KERNTHESEN
ZUM VERSTÄNDNIS VON
TRANSFORMATION UND
REGULATION 

Das entwickelte Analyse-Konzept greift sowohl
zentral angesehene Problembereiche von Gender
und ÖPNV auf, als es auch die kritischen Perspekti-
ven aufnimmt. Vor diesem Hintergrund wurden
innerhalb dieses Vorhabens vier Kernthesen zum
Verständnis von Transformation und Regulation
netzgebundener Infrastrukturen entwickelt.9

Kernthesen zum Verständnis von
Transformation und Regulation

Grund-These: 

Die Fragen nach dem Gehalt der Transformations-
prozesse lassen sich aus Gender-Perspektive insge-
samt als Fragen nach Veränderungen in der (Vertei-
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lung, Qualität, Reichweite, akteursmäßigen bzw.
institutionellen Verankerung der) Verantwortung für
Gemeinwohl darstellen. 

Die Transformation bzw. Regulation von (netzge-
bundenen) Infrastrukturen berühren damit die Ver-
besserung der Geschlechterverhältnisse in vier
Hauptfeldern (Gender-Dimensionen). 

1. These: 

Die Transformation bzw. Regulation von (netzge-
bundenen) Infrastrukturen berühren die Verbesse-
rung der gesellschaftlichen Geschlechterverhältnisse
bzw. deren Stagnation im Zusammenhang mit der
Krise der Versorgungsökonomie, die aufgrund der
geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung bisher vor
allem durch Frauen zu bewältigen versucht wird und
werden muss. Transformation bzw. Regulation von
(netzgebundenen) Infrastrukturen sind deshalb als
Transformation der Versorgungsordnung zu begrei-
fen.10

2. These: 

Die Transformation bzw. Regulation von (netzge-
bundenen) Infrastrukturen berühren die Verbesse-
rung der gesellschaftlichen Geschlechterverhältnisse
bzw. deren Stagnation im Zusammenhang mit der
(im Bereich Verkehr) traditionellen Nicht-Ermögli-
chung der Vielfalt (insbesondere in den Lebensvoll-
zügen und Lebensweisen von Frauen), die aufgrund
der Orientierung des Allgemeinen an geschlechts-
spezifischen, gesellschaftlich männlichen Belangen11

- (überproportional homogenisierten) Interessen,
Geschlechterbildern, Relationalitäten einschließlich
von Verhältnissen zu sozialen Zusammenhängen und
Körperlichkeit, Dispositionen und Rationalitäten -
geschaffen wird. Transformation bzw. Regulation
von (netzgebundenen) Infrastrukturen müssen ent-
sprechend als Modernisierung oder Überwindung
von androzentrischen Rationalitäten in institutionel-
len und prozeduralen Planungs- und Entscheidungs-
zusammenhängen begriffen werden. 

3. These: 

Die Transformation bzw. Regulation von (netzge-
bundenen) Infrastrukturen berühren die Verbesse-
rung der gesellschaftlichen Geschlechterverhältnisse
bzw. deren Stagnation im Zusammenhang mit der
Verfasstheit/Diskreditierung der traditionellen "Rea-
lisierung" von Gemeinwesen- und Gemeinwohl-Ver-
antwortung. Diese machte in der Vergangenheit ein-
erseits Frauen zu Objekten (staats-) patriarchaler
Fürsorge (für partielle "Anliegen" von Frauen12),
andererseits - dies ging einher mit Verallgemeine-

rungen von geschlechtsspezifischen (gesellschaft-
lich männlichen) Konstruktionen eines homo oeco-
nomicus - weckte sie nicht rational begründete
Erwartungen an die Gemeinwohl-Leistungsfähigkeit
erwerbswirtschaftlich Privater/der privaten Wirt-
schaft. Transformation bzw. Regulation von (netzge-
bundenen) Infrastrukturen sind daher als Transfor-
mation (Bedrohung oder Erneuerung) des Öffent-
lichen zu begreifen. 

4. These: 

Die Transformation bzw. Regulation von (netzge-
bundenen) Infrastrukturen berühren die Verbesse-
rung der gesellschaftlichen Geschlechterverhältnisse
bzw. deren Stagnation im Zusammenhang mit der
erheblichen geschlechtsspezifischen (gesellschaft-
lich männlichen) Durchdringung von Institutionen,
Rechtsetzung, Definition von Gegenstandsbereichen
etc., die - u.a. aufgrund traditioneller Ausblendung
und Delegation der Gesamtverantwortung für die
Herbeiführung von Geschlechtergerechtigkeit und
Chancengleichheit an Frauen - traditionell
geschlechtsspezifisch ungleiche Chancen bietende
Strukturen reproduzierten und modernisierten. Sie
sind deshalb als Transformation der Institutionalisie-
rungsansätze für Geschlechter-Gleichstellung (bzw.
Modernisierung oder Überwindung der institutionel-
len Ausgrenzung der Repräsentanz von Gleichstel-
lungsanliegen) zu begreifen. 

3. DIE VIER GENDER-
DIMENSIONEN

3.1 Transformation der Versor-
gungsordnung: 
Krise der Versorgungsökonomie und
geschlechtsspezifische Arbeitsteilung 
Insbesondere die ökonomische Seite der Kernthese
(s.o.) legt die Entwicklung eines Zugangs zur Trans-
formation von netzgebundenen Infrastrukturen nahe,
der auf den Kern des im Gesamtverbundvorhaben
untersuchten Problems eingeht: das Aufbrechen der
alten Strukturen der Ver- und Entsorgung (vgl. Kapi-
tel 1). Diese Problembeschreibung nimmt die zentra-
le Bedeutung auf, die auch die feministische Ver-
kehrsforschung der Versorgung und insbesondere
der Versorgungsarbeit zumisst. Dieser Zugang rückt
eine Betrachtung der "Versorgungsordnung" in den
Mittelpunkt. 

Versorgungsordnung meint hier die historisch
gewordene, ökonomische, symbolische, rechtliche,
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fiskalische und institutionelle Ordnung, die die Rah-
menbedingungen derzeitiger Versorgung bestim-
men.13 Gemeinwohlorientierte (Dienst-) Leistungen
bzw. Leistungen der Daseinsvorsorge, deren Trans-
formation derzeit vollzogen wird, sind ein Bestand-
teil der Versorgungsordnung. Innerhalb derer sind
die im Rahmen gemeinwohlorientierter Leistungen
öffentlich erbrachten oder gewährleisteten versor-
gungsnahen Leistungen eine von drei Säulen der
Leistungserbringung zur Versorgung. Die beiden
anderen Säulen sind einerseits die unbezahlten Ver-
sorgungsarbeitsleistungen innerhalb der privaten
Haushalte (und verkehrlich gesehen zwischen priva-
ten Haushalten, soweit sie versorgungsökonomisch
miteinander verbunden sind), sowie andererseits die
marktlich vermittelten versorgungsnahen Dienstlei-
stungen, Güter und Infrastrukturangebote. 

Die Verzahnung der drei Säulen ist eng. Während
sich die eine Säule, die Versorgungsökonomie, schon
länger in einer sozial-ökologisch-ökonomischen
Krise befindet, sind die öffentlichen Gemeinwirt-
schaften, insbesondere die kommunalen Haushalte,
erst in den letzten Jahren in eine Krise geraten, zeit-
lich etwa parallel zu den EU-Regelungen zur Ver-
marktlichung einzelner Daseinsvorsorge-Leistungs-
bereiche. Unter diesen finden sich auch einzelne der
kommunal relevanten netzgebundenen Verkehrsin-
frastrukturen, nämlich des ÖPNV bzw. Schienenper-
sonenverkehrs (nicht allerdings das Netz für die kon-
kurrierende Verkehrsinfrastruktur: das ebenso kom-
munal relevante öffentliche Straßennetz, insbeson-
dere bezüglich des motorisierten Individualverkehrs
(mIV) und des Straßengüterverkehrs). 

Die Versorgungsordnung der letzten Jahrzehnte, die
ökonomisch, symbolisch, rechtlich, fiskalisch und
institutionell die Rahmenbedingungen derzeitiger
Versorgung gesetzt hat, hat einen Abbau an Herr-
schaftlichkeit in den Geschlechterverhältnissen nicht
hergestellt, sondern reproduzierte Geschlechterun-
gerechtigkeiten. Von daher ergibt sich für die Analy-
se von Infrastrukturen angesichts deren Bedeutung
innerhalb der Versorgungsordnung für diese Gender-
Dimension die Leitfrage: Wie wird in der Transfor-
mation der infrastrukturellen Versorgung die Krise
der Versorgungsarbeit und der Versorgungsökono-
mie thematisiert? Wie werden der Mangel an fiskali-
scher, rentenrechtlicher Wertschätzung des Auf-
wands unbezahlt geleisteter Versorgungsarbeit, die
damit verbundenen Folgen für die Lebenslagen und
Biographien von Frauen in den Entscheidungsproz-
essen zur Transformation reflektiert? Welche Versor-
gungs-Ziele und -Pflichten werden in Bezug auf Ent-
lastung von diesen geschlechtsspezifisch belasten-

den Versorgungsleistungen sowie in Bezug auf deren
Umverteilung künftig für Infrastrukturen verbindlich
geregelt? 

Die Ausblendung der Krise der Versorgungsarbeit
und -ökonomie aus dem Gesamtökonomischen/
Haushalten und Wirtschaften insgesamt und ihre
Unterwerfung unter die erwerbsökonomische Logik,
die Reduzierung dieser rational strukturierten und
produktiv strukturierenden versorgenden Ökonomie
auf "Verbrauch" und "Konsum" dessen, was die
"eigentliche" und vermeintlich ausschließliche Öko-
nomie an "Produkten" und "Dienstleistungen" anbie-
tet bzw. was innerhalb dieser erwirtschaftet wird, ist
auch im Bereich Verkehr insgesamt ein wesentliches
Strukturelement von Herrschaftlichkeit in den
gesellschaftlichen Geschlechterverhältnissen14,
deren Abbau fachübergeordnete rechtsgültige Gebo-
te als Ziel fixiert haben und grundsätzlich verlan-
gen15. 

Für die Betrachtung von Transformationen wird vor
diesem Hintergrund die Frage wichtig, wie und ob
diese zentral gender-relevante prekäre Struktur-
schwäche der heutigen Versorgungsordnung aufge-
hoben oder ob sie nicht im Gegenteil erheblich ver-
schärft werden könnte, wenn es nicht zu substantiel-
len Verbesserungen der gemeinwirtschaftlichen
Infrastruktur-Beiträge zur Entlastung und Stärkung
der Versorgungsökonomie kommt (vgl. auch Möller
et al. 1997). 

Als kritisches Moment wäre herauszustellen, ob
möglicherweise zu befürchten ist, dass im Gegenteil
Transformationspfade der gemeinwirtschaftlichen
Krisenbewältigung beschritten werden, die Versor-
gungsrationalitäten16 nicht verbreitern, sondern
zusätzlich unterminieren.17 Dabei erschiene es als
besonders problematisch, wenn zugleich versor-
gungsökonomische Praxen, aber auch Ziele nicht
durch gemeinwirtschaftliche Praxen und Ziele unter-
füttert, sondern erwerbswirtschaftlichen Logiken
unterworfen würden. 

Somit könnte eine Entwicklung betrieben werden,
die hier als eine "doppelte Privatisierung"18 bezeich-
net wird: eine Transformation, bei der einerseits
öffentliche Aufgaben insbesondere dessen entkleidet
werden, was deren gemeinwohl-orientierte Gehalte
mitsamt ihren versorgungs-orientierten Qualitäten
ausmacht, durch Reduktion zu Absatz-"Produkten"
der Privatwirtschaft. Und eine Transformation, bei
der andererseits die gesellschaftlich bedeutsame Ver-
sorgungsverantwortung, -lasten und Versorgungs-
Qualitätssicherung an die "unproduktive" unvergüte-
te Versorgungsökonomie privater Haushalte dele-
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giert werden. 

Die Mehrbelastung von Menschen in Haushalten,
die die Haushaltswirtschafts-Leistung erbringen,
welche heute noch weitgehend geschlechtsspezifisch
zu- bzw. abgewiesen wird, könnte ergänzt werden
durch gleichzeitige Minderbedienung: Mit den mit
Deregulierung und Privatisierung verbundenen Pro-
zessen könnte die infrastrukturelle Versorgung von
Menschen in Haushalten unter die infrastrukturelle
Bedienung von profitablen "Kunden" untergeordnet
werden.19

Es könnte eine Stärkung der Definitionsmacht von
erwerbsökonomischen Privatunternehmen, die
gesellschaftlich männlich konstitutiert und struktu-
riert sind, über die zu erbringenden infrastrukturellen
Leistungen erwachsen, welche daraus resultiert, dass
die Definitionen in erwerbsökonomischen Termini
und Modalitäten festgelegt werden. Dieser Gestal-
tungsmachtzugewinn könnte ergänzt werden durch
gleichzeitige Entlastung derselben erwerbsökonomi-
schen Privatunternehmen von Verpflichtungen zu
flächendeckenden, zu haushaltsbezogenen, zu sozial
orientierten, zu für alle Menschen gebrauchsfähigen,
zu verläßlichen und zu langfristigen infrastrukturel-
len Versorgungsqualitäten. 

3.2 Transformation androzentri-
scher Planungs- und Entscheidungs-
Rationalitäten: Ausblendung von
Vielfalt, Körperlichkeiten, sozialen
Kontexten 
Die infrastrukturelle Transformation und Regulation
berühren die Verbesserung der gesellschaftlichen
Geschlechterverhältnisse bzw. deren Stagnation ins-
besondere darin, inwiefern strukturelle androzentri-
sche Rationalitäten in Planungs- und Entscheidungs-
Zusammenhängen überwunden oder bestärkt werden
(vgl. u.a. Frauen in Bewegung 1990; Rau 1991;
Spitzner 1993; Stete 1995, Enquete-Kommission
NRW 1999, Spitzner/Beik 1995; Niedersächsisches
Frauenministerium... 1992; mündlichen Ausführun-
gen von Hamilton vom November 2003 für die gen-
derorientierte ÖPNV-Diskussion im Vereinigten
Königreich). 

Dabei geht es vor allem um Problematiken der
Nicht-Ermöglichung der Vielfalt an Lebensvollzü-
gen und Lebensweisen von Frauen sowie der Orien-
tierung des Allgemeinen an partikularen, gesell-
schaftlich männlichen Belangen, Interessen und
Relationalitäten. Unter Relationalitäten sind insbe-
sondere die Bezugnahme auf soziale Zusammenhän-

ge und auf Körperlichkeiten gemeint und entspre-
chende Dispositionen. 

Die ersten Umsetzungsschritte der Transformation
der ÖPNV-Infrastrukturen waren Anlaß nicht für
Befürchtungen, sondern Hoffnungen auf Verbesse-
rungschancen zugunsten gesellschaftlicher
Geschlechterverhältnisse im Bereich Verkehr. Diese
ersten Erfahrungen mündeten jedoch in der Erfah-
rung, dass "Frauen" jetzt wahrgenommen werden
sollten, allerdings um den Preis einer vereinheitlich-
ten Wahrnehmung und der Mißachtung ihrer Vielfalt
an Lebenslagen. 

Feministische Forschung und Planungsdiskurse nah-
men frühzeitig Kenntnis von den anstehenden
wesentlichen Veränderungen in der Nahverkehrspla-
nung im Rahmen der Nahverkehrs-Regionalisierung
und Privatisierung der Bahn vermittels kooperativer
fachlicher Arbeitszusammenhänge. Daraus entstan-
den seit Mitte der 90er Jahre zahlreiche gender-
orientierte Initiativen im Zusammenhang mit der
Erarbeitung, Auslegung und Entscheidungen zur
ersten Generation des mit der Transformation einge-
führten neuen Planungsinstruments "Nahverkehrs-
plan". In verschiedenen Städten wurde versucht, eine
"Mängelanalyse aus Gleichstellungssicht" als
Bestandteil des Prozederes der NVP-Erstellung
durchzusetzen, in manchen Städten konnten Plane-
rinnen mit deren Erarbeitung beauftragt werden und
solche erarbeiten. 

Aufgrund der zahlreichen Initiativen und Themati-
sierungen ist in fast allen der dann verabschiedeten
Nahverkehrsgesetze der Bundesländer eine frauen-
bezogene Formulierung aufgenommen worden (vgl.
Synopse der Nahverkehrsgesetze in Netzwerk
"Frauen in Bewegung" 1997: 45-51). Außer in Sach-
sen-Anhalt, wo eine "Mängelanalyse" auch "aus
Frauensicht" ausdrücklich vorgesehen wird, weisen
diese jedoch meist wenig darüber hinaus, was in eine
(fachlich keine Konsequenzen gezeitigt habende)
Koalitionsvereinbarung der Bundesregierung von
1998 einging, nämlich letztlich lediglich die Verein-
barung: "Die Öffentlichen Verkehrssysteme müssen
zuverlässiger, schneller, behindertengerechter und
attraktiver werden; den besonderen Belangen von
Frauen ist Rechnung zu tragen". Damit wurde von
den Gesetzgebern eine weitgehende konzeptuelle
Auflösung der Problematiken aus den gesellschaft-
lichen Geschlechterverhältnissen in der Rezeption
von Frauen als "einer", zudem "spezifischer" Grup-
pe vorgenommen. Der Gesetzespassus ermöglichte
zwar vereinzelte weitere fachliche Initiativen in ver-
schiedenen Kommunen.20 Die Entkleidung der Gen-
derproblematik von der Bezugnahme auf Problema-
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tiken des gesellschaftlichen Geschlechterverhältnis-
ses löste jedoch in der Planerinnen-Fachdiskussion
eine neue und breite Strategiedebatte aus. 

Zu kraß widerspricht dieser Zugang den empirischen
Befunden, die allesamt zeigen, dass die Arbeitsallta-
ge und Lebenslagen von Frauen ein weit vielfältige-
res Spektrum aufweisen als die der männlichen Ziel-
gruppen. An männlichen Zielgruppen orientiert sich
problematischerweise bisher die ÖPNV-Planung.
Mit Kategorien von Spitzen- gegenüber Schwach-
lastzeiten vollzieht sie dies.21 Desgleichen orientiert
sich eine ÖPNV-Planung geschlechtsspezifisch hie-
rarchisch, wenn ihre Bezugsrichtung zu traditionel-
len Verkehrs-Wegezweck-Kategorien tendiert, mit
beispielsweise deren hierarchischer Zuordnung ver-
schiedener Wegezwecke unter einen (erwerbsökono-
mie-bezogenen) Hauptzweck.22 Weit verschiedenere
Verkehrsmittel werden von Frauen genutzt, Mobi-
lität zu verschiedensten Zwecken zu Wegeketten
verknüpft.23 Während geringere Mobilitätschancen
strukturell Frauen verschiedenster Lebenslagen
beeinträchtigen, sind doch die infrastrukturellen
Anforderungen an Mobilität einer Frau mit Klein-
kind keineswegs damit berücksichtigt, dass die einer
älteren Frau, die ihren Lebenspartner versorgt, wahr-
genommen werden; werden infrastrukturelle Anfor-
derungen an Mobilität einer vollerwerbstätigen
Migrantin im besten Alter noch nicht unbedingt
dadurch erfüllt, dass die einer behinderten teilzeiter-
werbstätigen Frau besser bedient werden (oder
umgekehrt).24 Die Kenntnis dieser Sachlage spiegelt
sich in den Vorschriften, die die Bundesregierung
derzeit für alle Ressorts verbindlich gemacht hat und
die unter Gender-Aspekten differenzierte Betrach-
tungen verschiedener Lebenslagen verlangen - vgl.
die Arbeitshilfe "Gender Mainstreaming in der Vor-
bereitung von Rechtsvorschriften" sowie die
Arbeitshilfe "Gender Mainstreaming in Forschungs-
vorhaben" (Bundesministerium... 2003a und 2003b). 

In der aktuellen Auswertung von Nahverkehrsplänen
eines Bundeslandes (Rheinland-Pfalz) musste
zugleich konstatiert werden, dass in keinem Fall dif-
ferenzierende Planungsgrundlagen ermittelt wurden.
Im Gegenteil: selbst vorliegende, für die Kreise erar-
beitete Untersuchungen zu Verkehrsbedingungen
und Mobilitätsproblemen von Frauen sowie darin
erarbeitete Handlungsansätze waren zwar allen
beteiligten Akteuren am NVP-Entwicklungsprozeß
bekannt, wurden jedoch weder diskutiert noch verar-
beitet.25

An die Infrastruktur-Transformation stellen sich
somit Anforderungen der Überwindung von einseiti-
gen Orientierungen auf partikulare geschlechtsspezi-

fisch männliche Interessen und von androzentrischer
Rationalitäten, Anforderungen der differenzierten
Wahrnehmung der Vielfalt der Lebenslagen von
Frauen sowie die Ausrichtung nicht nur auf Zugänge
zu der Infrastruktur, sondern auch auf deren
Gebrauchsfähigkeit.

3.3 Transformation des
Öffentlichen, Öffentlichkeits-
Qualitäten 
Die Anstrengungen zur Herstellung von Geschlech-
tergerechtigkeit bedürfen als Veränderungsauftrag
(im Gegensatz zu Aufrechterhaltungsaufgaben) der
Basierung in normativen Grundlagen. Diese ist von
besonderer Bedeutung zum einen für die Einbezie-
hung als Abwägungstatbestand gegenüber anderen
Zielsetzungen, zum anderen für eine Ziel-Veranke-
rung, auf die bei Integration von inhaltlichen Aspek-
ten, Maßnahmen und Vorhaben rekurriert werden
kann. Diese Erfahrung ging bereits in die Empfeh-
lungen von Arbeitshilfen ein (vgl. Frauen in Bewe-
gung 1997, Fuhrmann 1997) und bestätigte sich bei
der Auswertung der auf Integration von Gender-
Dimensionen untersuchten NVPs (vgl. Stete/Ham-
mer/Binder 2000). 

Bereits bei der Novellierung von 103 Bundesgeset-
zen im Zuge der Privatisierung der Bahn (Bahnre-
form) hatten  gender-engagierte Fachfrauen darum
gerungen, dass im Kontext der damit verbundenen
Grundgesetzänderung dort ein gleichstellungs- und
ökologischer Leistungauftrag an Bahnleistungen
Eingang finden sollte, was allerdings scheiterte. Von
daher sind auch die gesetzliche und andere normati-
ve Verankerungen allgemein von Gemeinwohl, aber
auch deren Operationalisierung von großer Bedeu-
tung. 

In Bezug auf die Transformation des ÖPNV ist hin-
sichtlich von Gender-Aspekten besonders problema-
tisch, dass der europapolitisch verankerte Terminus
"ausreichende Bedienung" nicht Bundes- und Län-
derseitig qualitativ konkretisiert ist sowie dass ins-
gesamt keine Qualitätsstandards auf Bundes- oder
Landesebene festgelegt wurden. 

Brisanz liegt darin, dass auch der rechtliche Termi-
nus "Daseinsvorsorge" nicht inhaltlich gefüllt wurde
(vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaf-
ten 2003). In Bezug auf Integration von qualitativen
Gender-Aspekten und gender-bezogener offensiver
Weiterentwicklung statt Reduktion des ÖPNV dürf-
te es eher als problematisch eingeschätzt werden,
dass der ÖPNV als "‚Dienst-' Leistung von allge-
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meinem ‚wirtschaftlichen' Interesse" aufgefasst wird
und seine Daseinsvorsorge somit produktiven
Kategorien unterworfen wird statt versorgenden. 

Soweit dies zudem ohne sachliche Begründungen
und Festlegungen (vgl. Cox 2001) geschieht, verun-
möglicht es, die Begründung in Bezug auf Gender-
Aspekte prüfen zu können. 

Zudem sind die damit verbundenen Modifizierungen
mit grundlegenden rechtlichen und organisatori-
schen Konsequenzen (Ausschreibungspflichtigkeit
unter bestimmten Umständen etc.) verbunden, bei
denen noch nicht geklärt ist, wie die qualitativen
Konsequenzen der normativen Ziele der Gleichstel-
lung eingehen können. 

Die Transformation des ÖPNV greift insofern in
Bezug auf Gender-Aspekte zu kurz, als sie das
geschlechtsspezifisch belastende konkurrierende
Infrastruktursystem (motorisierter Straßenverkehr)
nicht mit einbezieht und in Bezug auf die zusammen
mit diesem genutzte Infrastruktur der geschlechts-
spezifisch vorrangig genutzten ÖPNV-Infrastruktur
nicht den Vorrang einräumt. Betrachtet unter dem
Blickwinkel der Verwendung öffentlicher Ressour-
cen und Inanspruchnahme öffentlicher Institutionen,
die der Verantwortung für das Gemeinwohl (darun-
ter auch Herstellung von Geschlechtergerechtigkeit)
und dessen Gewährleistung verpflichtet sind, müsste
hier ein Gender Budgeting zum tragen kommen. 

In der aktuellen Auswertung von Nahverkehrsplänen
eines Bundeslandes (Rheinland-Pfalz) musste auch
konstatiert werden, dass, obwohl die Landes-Nah-
verkehrsgesetze öffentliche Mittel für vorbereitende
Untersuchungen zu NVP aus den Regionalisierungs-
mitteln des Bundes ausdrücklich vorsehen, diese in
keinem Fall für die Ermittlung von Daten, Erkennt-
nissen, Expertisen oder andere Ermittlungsformen
von Planungsgrundlagen für geschlechterbezogen
ausgleichende Informationen zur Verfügung gestellt
wurden (vgl. Stete/Hammer/Binder 2000). Selbst
"öffentliche Zeit" für eine Thematisierung wurde
nicht investiert, da Fachleute mit entsprechender
Kompetenz nicht in den Fachressorts der öffent-
lichen Verwaltung zu finden waren. 

Eine Verschiebung normativer Entscheidungen in
die privatwirtschaftliche Sphäre allerdings würde
insbesondere die gleichstellungsorientierten Belange
(und entsprechend auch Gender-Infrastruktur-
Aspekte) tendentiell bedenklich treffen, insofern
diesbezüglich nur auf (bisher) geringe Verankerung
in den institutionellen Strukturen und Kompetenzen
rekurriert werden kann. 

Sollten sich gemeinwohl-verpflichtete Institutionen

auf marktdominierte Regulationen der Infrastruktur-
gestaltung zurückziehen, somit erwerbsökonomisch
orientierte Regulation in größerer Reichweite grei-
fen bei gleichzeitiger Aufrechterhaltung öffentlicher
Verantwortung, wäre dies damit verbunden, dass
Nutzungen in erwerbsökonomisch formulierte Ver-
tragsverhältnisse überführt würden. Versorgungs-
ökonomische Infrastrukturaspekte würden dann
gemeinwirtschaftlich rezipiert werden, und die ver-
sorgungsökonomische Infrastrukturaspekte müssten
von Aufgabenträgern in erwerbsökonomischen Ter-
mini im Verhältnis zu privatwirtschaftlich (organi-
sierten) Unternehmen formuliert werden. Es stellt
sich die Frage nach Machbarkeit, Kompetenz und
Kapazität für diese verdoppelten Übersetzungslei-
stungen. 

Bei Mißlingen der Integration eröffneten sich Fragen
nach der Verhandlung des Finanzausgleichs zwi-
schen Versorgungsökonomie und Erwerbsökonomie
sowie nach der Verhandlung der "Geschäfts"-Bedin-
gungen (Haftungsfragen bei ÖPNV-bedingter Beein-
trächtigung vulnerabler Versorgungsarbeit, z.B.
Beeinträchtigung eines Pflegeverhältnisses). 

Damit wären auch die "Vertrags-PartnerInnen" eines
solchen Verhältnisses genauer in Blick zu nehmen.
Für die Integration von ÖPNV-Anforderungen aus
der Versorgungsökonomie, zugunsten vielfältiger
Lebenslagen und Verfasstheiten, aus ökologischen
oder sozialen Gemeinwohlinteressen oder gezielter
Gleichstellungsbeförderung wäre dann die Frage, in
welche Aushandlungsprozesse sie unter welchen
Vertretungsbedingungen eingingen. Naheliegender-
weise richtete sich der Blick auf die bisher institu-
tionalisierten Vertretungen. 

In Bezug auf VerbraucherInnenschutz ergibt sich die
Problematik, dass eine Reduzierung von Versor-
gungsökonomie auf "Verbrauch" die problematische
Ausblendung und Abwertung dieser - derzeit noch
geschlechtsspezifisch zugewiesenen - Ökonomie
reproduziert und strukturell unverändert lässt, was
keinen Beitrag zur Gleichstellung liefert. 

Zudem bezieht sich Verbraucherschutz derzeit nur
auf rein marktlich vermittelten Austausch und lässt
nicht-marktliche "Kosten" übersehen. 

Grundsätzlich kann sich Verbraucherschutz von der
Aufgabenrahmensetzung her lediglich auf private
Vertragsverhältnisse beziehen, also nicht gebündelte
Anliegen strukturell - in einer Art konzertierter
Aktion - vertreten. Die Leistungen von allgemeinem
Interesse, die innerhalb privater Haushalte erbracht
werden, sind damit nicht vertreten. 

Im ÖPNV-Bereich ist allerdings mit der "Schlich-
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tungsstelle Nahverkehr" NRW, angesiedelt bei der
Verbraucherberatung, ein Modell angestoßen, inner-
halb dessen offensiv inhaltliche gebündelte Initiati-
ven gegenüber den Unternehmen zu vertreten
gesucht werden.26 Erfahrungen mit versorgungsöko-
nomischen oder anderen Gender-Aspekten gibt es
allerdings noch nicht. Und diese unabhängige Insti-
tution ist auch nur befristet als Modellprojekt einge-
setzt (dem allerdings andere Bundesländer wie
Rheinland-Pfalz nachstreben wollen), hat nur lobby-
istische Instrumente und keinen Status als "Träger
öffentlicher Belange"27 an der Hand; dennoch hat sie
aber durch systematische Auswertung der eingegan-
genen Beschwerden bereits - insbesondere gegenü-
ber der Deutschen Bahn AG - Erfolge zu verzeich-
nen. 

Vor diesem Hintergrund schließen sich diesen Über-
legungen auch die Fragen an: unterliegt die Aus-
handlung der Vertrags- und Geschäftsbedingungen
(wie z.B. Tarife der DB Regio) (weiterhin) einem
institutionalisierten und ggfs. (repräsentativ-) demo-
kratischen Verfahren? Unterliegen Einstellungen
von Infrastrukturversorgungen/netzgebundener
Dienstleistungen (Stillegungen räumlicher Relatio-
nen) (weiterhin) gemeinwirtschaftlichen Kriterien/
institutionalisierten (repräsentativ-) demokratischen
Verfahren? Die Integration differenzierter Gender-
Aspekte in die bisherigen demokratischen Verfahren
sind noch nicht erfolgt, haben jedoch durch deren
Verpflichtung auf demokratische Definition eine
Chance künftiger Integration. Diese Integrations-
chance könnte möglicherweise erlöschen.

3.4 Transformation der
Institutionalisierungsansätze für
Geschlechtergleichstellung 
Die infrastrukturelle Transformation und Regulation
berühren die Verbesserung der gesellschaftlichen
Geschlechterverhältnisse bzw. deren Stagnation
besonders im Zusammenhang mit der geschlechts-
spezifischen (gesellschaftlich männlichen) Durch-
dringung von Institutionen, Rechtsetzung, Definition
von Gegenstandsbereichen. Diese strukturiert Trans-
formationspotentiale. 

Erfahrungen bei gender-orientierten Initiativen im
Verkehrsbereich verweisen darauf, dass traditionelle
Ausblendung und Delegation der Gesamtverantwor-
tung für die Herbeiführung von Geschlechtergerech-
tigkeit und Chancengleichheit an Frauen fortgesetzt
wird (vgl. KVR 1999). Auch bei der Untersuchung
der Transformation des ÖPNV wird diese Tendenz
konstatiert und im einzelnen ausgewiesen (vgl.

Stete/Hammer/Binder 2000). Die Fachfrauen aus
dem Ressort Frauen- und Gleichstellungspolitik
wurden z.B. in die Prozedere der NVP-Erstellung
erst zu Zeitpunkten involviert, als das Verfahren
bereits zu weit fortgeschritten war, um etwa eine
Bestandsanalyse oder Bestandsbewertung des
ÖPNV-Angebots sachadäquat erstellen zu lassen
oder auch um nur eine gender-inkompetent erstellte
Bestandsanalyse oder Bestandsbewertung noch ein-
mal partiell zu revidieren (ebenda). Weder konnten
so sachgerechte noch eigenständige Gender-Daten-
grundlagen erarbeitet werden noch Anhörungen von
Gender-ExpertInnen noch Workshops zur Beteili-
gung von BürgerInnen durchgeführt werden. In die
weit zuvor eingerichteten begleitenden Arbeitskreise
wurden Repräsentanten verschiedenster Interessen
aufgenommen, Repräsentanz von Gender-Kompe-
tenz nicht (ebenda).

Damit besteht die Tendenz, dass traditionell
geschlechtsspezifisch ungleiche Chancen bietende
Strukturen reproduziert und modernisiert werden
(vgl. Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung
(BBR) (Hg.) 2003b). 

Der Bedarf an stabil finanzierter und institutioneller
Verortung von Gender-orientierter Fachkompetenz
ist nicht gedeckt und entsprechende Abhilfe unge-
klärt. Die prozedurale Verankerung und reguläre
Finanzierung der zur Integration der qualitativen
Gender-Aspekte nötigen Übersetzungsarbeit steht
bisher aus.

4. ZUSAMMENFASSUNG DER
ERGEBNISSE UND AUS-
BLICK AUF KÜNFTIGE
HANDLUNGSANSÄTZE:
SOZIAL-ÖKOLOGISCHE
TRANSFORMATION DES
ÖPNV AUS GENDER-
PERSPEKTIVE 

Die Analyse sozial-ökologischer Transformation
netzgebundener Infrastrukturen mit Bezug auf Gen-
der erfordert eine genauere Betrachtung des Zugangs
zu und des Verständnisses von den Gegenständen,
mit denen es diese Analyse zu tun hat. Es ergeben
sich aus der Befassung mit den Gender-Dimensio-
nen Besonderheiten des Gegenstandsbereichs, die
hier gesondert ausgeführt werden, da sie für weitere
Arbeiten, z.B. die vorgesehenen Begriffsklärungen,
innerhalb des Forschungsverbunds möglicherweise
hilfreiche Integrationshinweise geben.
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4.1 "Gender" als Analyse- und
Orientierungs-Dimension 
Verständnis von "Gender" als Analysedimension:
Gender-Analyse meint - vor dem Hintergrund des
verfassungsrechtlichen Gebots der aktiven Herbei-
führung von Gleichstellung zwischen den
Geschlechtern (und nicht mehr nur des gesetzlichen
Diskriminierungsverbots gegenüber Frauen) - die
Analyse der gesellschaftlichen Geschlechterverhält-
nisse im Hinblick auf Defizite bzw. Erfolge in der
gebotenen Veränderung (dynamischer Bezug). Der
Europarat verlangt ausdrücklich, dass die unter-
schiedliche Situation, in der sich strukturell Frauen
und Männer befinden, Beachtung zu finden hat und
Veränderung zugunsten gerechterer Chancen erfah-
ren muss. Die Bilanzierungen und Fragestellungen
orientieren sich daran, inwieweit diese gebotenen
Veränderungen in den Geschlechterverhältnissen
angestrebt und realisiert worden bzw. inwieweit und
wie diese unterlassen oder unterminiert worden sind. 

EU-rechtlich (Vertrag von Amsterdam) ist dem
Gleichstellungsgebot inzwischen ein Doppelstrang
zugeordnet worden: einerseits die Verpflichtung zu
Anstrengungen zur gezielten Förderung von Frauen,
andererseits die Verpflichtung zu Wahrnehmung der
Verantwortung für den Abbau von Geschlechterun-
gerechtigkeiten in allen Sachzusammenhängen und
Entscheidungsgängen seitens der Leitungsebenen
bzw. Entscheidungsträger (Gender Mainstreaming).
Damit ist für die Analyse netzgebundener Infrastruk-
turen zu bilanzieren, einerseits inwieweit und wie
gezielte Förderung von Frauen unternommen bzw.
unterlassen wurde, und andererseits, inwieweit und
auf welche Weise die Verantwortung für den Abbau
von Geschlechterungerechtigkeiten in den besonders
entscheidenden sachlichen und Akteurs-Zusammen-
hängen wahrgenommen wurde bzw. nicht wahrge-
nommen wurde. Das Moment der Verpflichtung zu
aktiver Veränderung struktureller Verhältnisse
erscheint als eine Besonderheit von Gender-Frage-
stellungen. Diese Besonderheit könnte jedoch ver-
wandt sein mit anderen sozial-ökologischen Frage-
stellungen, wie dies in der Vergangenheit schon z.B.
die Weiterentwicklung der Umweltschutzpolitik zur
Umweltpolitik aufweist. Im Transformationsdiskurs,
z.B. den EU-politischen Verhandlungen der weiteren
Rahmensetzungen für die ÖPNV-Organisation,
beschränken sich derzeit Verpflichtungen diesseits
derjenigen zu marktbetreffenden Regelungen auf nur
defensiv definierte "Diskriminierungsfreiheiten"
(vgl. Mensch/Pfeiff 2001) und auf z.B. nur
beschränkt dynamisch28 verstandene "Universaldien-
ste" (vgl. Cox 2001).

4.2 Verkehr als "Infrastruktur" 
Ein Verständnis von Verkehr als Infrastruktur impli-
ziert möglicherweise problematische Zugangswei-
sen, die insgesamt mit Abstraktionen des Technisch-
Baulichen von deren sozialen und symbolischen u.a.
Gehalten verbunden sind.29 Die ersten Arbeiten (vor
mehr als 10 Jahren angestrengt) problematisierten
die verkehrliche Infrastrukturplanung als strukturel-
le Gewalt.30 Da derzeit, wie bereits erläutert, nicht
weitere infrastrukturbezogene Arbeiten mit Gender-
Bezug vorliegen, können zur Zeit auch keine Aussa-
gen gemacht werden, welche Momente einer kon-
struktiven Anknüpfung sich bieten und welche kriti-
schen Momente zu beachten sind. Im Zuge dieses
Vorhabens wurde jedoch deutlich, dass gerade der
systemische Zugriff, den Infrastrukturbetrachtungen
leisten und worin sich diese auch abheben von rein
planerischen Zugängen, sehr gute Anschlußmöglich-
keiten für Gender-Fragestellungen bietet. 

ÖPNV lässt sich als netzgebundene Infrastruktur
betrachten, ist aber selbst Bestandteil der Straßen-
netz-gebundenen Infrastruktur und der gesamten
Verkehrsinfrastruktur. Gerade die Spannungsverhält-
nisse in den wechselseitigen Verhältnissen der ver-
schiedenen netzgebundenen Infrastrukturen im
Bereich Verkehr, die zugleich in Konkurrenz auf eine
Infrastruktur zugreifen - den öffentlichen (Straßen-)
Raum - sind gender-relevant.31 So stehen oft Ver-
weise auf die Diskrepanzen zwischen denjenigen
Infrastrukturen, die Priorität in (kommunalen) Ver-
kehrspolitiken genießen, und denjenigen Infrastruk-
turen, die von Frauen genutzt werden (und die gen-
derdifferenzierte modal splits ausweisen), am
Beginn einer verkehrlichen Auseinandersetzung mit
Gender. Die eingeschränktere geschlechtsspezifi-
sche Verkehrsmittel-"Wahlfreiheit" macht dieses
Spannungsverhältnis zwischen verschiedenen Infra-
strukturen und um die Infrastruktur öffentlichen
Raums noch problematischer. Diese Spannungsver-
hältnisse zu bearbeiten, könnte ergiebig sein. 

Mit Bezug auf Gender wäre dabei interessant, diese
Spannungsverhältnisse in Bezug zu setzen zu gesell-
schaftlichen Geschlechterverhältnissen. Z.B. die
Bearbeitung der Fragestellung, in Bezug auf welche
Priorisierung Infrastrukturkonkurrenzen aufgelöst
werden im Verhältnis zu genderspezifischen Nutzun-
gen? 

Zum Dritten ist für die Infrastruktursysteme des Ver-
kehrs bekannt, dass sie ihrerseits sozial-ökologisch
problematischerweise zusätzlichen Verkehr induzie-
ren sowie die Notwendigkeit von Verkehrsaufwand
erzeugen ("Verkehr erzeugt Verkehr") - statt, ihren
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verhandelten Planungszielen entsprechend, diesen
nur "abwickeln". Infrastrukturen selbst können somit
nicht nur nicht-intendierte Einzelwirkungen, son-
dern sogar nicht-intendierte Dynamiken produzie-
ren. Gerade diese Verkehrserzeugungs-Problemati-
ken32 werden von der feministischen Verkehrsfor-
schung in den Zusammenhang gestellt mit der Wech-
selbeziehung zwischen sozial-ökologischen und
gesellschaftlichen Geschlechter-Verhältnissen.33

Unter Gender-Fragestellungen werden dabei insbe-
sondere die sozial-ökologisch problematischen
dynamischen Wirkungen von verkehrlichen Infra-
strukturen bezogen auf problematische Umgangs-
weisen mit räumlichen und zeitlichen Gebundenhei-
ten von Natural-Physischem und Sozialem.34 Diese
werden als problematische Eingriffe in das
Zusammenspiel von Ungebundenheiten und Bindun-
gen begriffen. Es stellen sich aus der Gender-Per-
spektive somit an Infrastrukturen insbesondere Fra-
gen nach Eingriffen in dieses Zusammenspiel sowie
nach den Umgangsweisen mit räumlichen und zeit-
lichen Gebundenheiten von Natural-Physischem und
Sozialem.

4.3 "Transformation" netzgebun-
dener Infrastrukturen 
Aus der Gender-Perspektive ergeben sich besondere
Schwierigkeiten, die Analyse der Infrastruktur-
Transformations-Probleme und -Chancen abgrenz-
bar zu machen von der Analyse der Probleme und
Möglichkeiten, die die Infrastruktursysteme in vor-
transformatorischen Formen haben und hatten. Die
Ergebnisse aus der Aufarbeitung des State of the Art
verweisen auf diese Schwierigkeit und damit auf
eine ambivalente Einschätzung der Transformation,
was die mit ihr verbundenen Chancen und Risiken
angeht. 

Einerseits unterscheiden sich die Schwierigkeiten
nach den ersten Schritten der Transformation im
ÖPNV-Bereich, also in der heutigen Phase der zwei-
ten Fortschreibung der neuen NVPs, kaum von den
Problemen vor der Transformation. In beiden Situa-
tionen sind die Probleme als erheblich beschrieben
(worden). 

Andererseits sind die ersten grundlegenden Trans-
formationsschritte im Bereich ÖPNV durch deren
zwei wesentliche Neuerungen - die Einführung eines
regulären Nahverkehrsplanungs-Verfahrens, das
erstmalig die Gebietskörperschaften bzw. Aufgaben-
träger zu einer Nahverkehrsplanung verpflichtet,
sowie die systematische Unterwerfung der Nahver-
kehrsplanung unter parlamentarische politische

Transparenz, also die Herstellung von Öffentlichkeit
- als ausgesprochene Chance für mehr Geschlechter-
gerechtigkeit und Chancengleichheit von Beginn an
begriffen und aktiv wahrgenommen worden. 

Nach den nunmehr aufgearbeiteten Erkenntnissen
erscheint eine Einschätzung der Transformationspro-
zesse im ÖPNV-Sektor aus der Gender-Perspektive
für sachlich vertretbar. Bevor dies geschieht, sind
allerdings zwei Anmerkungen zu machen. 

Die Aussagen einer Einschätzung stehen unter dem
Vorbehalt, dass die Zuordnung zu den Transforma-
tionsprozessen dieses sektoralen Infrastruktursy-
stems sich nicht eindeutig nachweisen lässt, da diese
in annähernd demselben Zeitraum erfolgten und
erfolgen wie die Wissensgenerierung und Wissens-
verbreitung zu Gender-Fragestellungen zum ÖPNV. 

Zudem liegt die Besonderheit vor, dass umgekehrt
die Wissensgenerierung und Wissensverbreitung zu
Gender-Fragestellungen im Verkehrsbereich sich
sehr schnell, bewusst und sehr fokussiert orientierte
an zwei Momenten, die auffällig sind. An diese
möchte ich Überlegungen anschließen, die Hinweise
geben können für die Verbesserung des Verhältnisses
von Wissenschaft und Praxis, zwischen Gender-For-
schung und gleichstellungsorientierter fachlicher
Praxis. 

Bemerkenswert ist

a) die Orientierung am ÖPNV als demjenigen ver-
kehrlichen Infrastruktursystem, auf welches sich die
Transformation im Bereich Verkehr richtete. Denn
der Hauptfokus richtet sich bezüglich der verschie-
denen Infrastrukturen im Verkehrsbereich seitens der
dominanten Forschung und Planung wie Politik
bekanntermaßen auf Infrastrukturen für den motori-
sierten Individualverkehr und für erwerbswirtschaft-
lich interessierende Fernverkehre wie Güterverkehr
und Flugverkehr. 

Meine These hierzu wäre:35 Die Geschlechterverhält-
nisse-einbeziehende Verkehrsforschung hat dieses
Infrastruktursystem (das des ÖPNV) innerhalb der
Verkehrsinfrastruktursysteme zum Schwerpunkt in
Bezug auf Erkenntnisgewinnung im Bereich Verkehr
gemacht, weil die hier bevorstehende Transforma-
tion positives Wissen zu verlangen schien, um als
zukünftige Verbesserungs-Chance realisiert werden
zu können. Auf der anderen Seite sahen die gleich-
stellungs-orientierten professionellen Akteurinnen
im Bereich Verkehr ebenso wie im Bereich Frauen-
politik auf verschiedenen Ebenen (Verwaltung, Pla-
nung, Politik, Unternehmen und Verbänden) in
Bezug auf ihre Möglichkeiten, im Verkehrsbereich
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Frauen zu fördern und frauenpolitisch wirksam wer-
den zu können, gerade für den ÖPNV - unabhängig
von dessen Transformation - den größten Verbesse-
rungsbedarf. Die Verbindung von Relevanz-Zumes-
sung seitens der feministischen Verkehrsforschung
mit der Wirksamkeits-Zumessung seitens der gleich-
stellungs-orientierten Fach- bzw. frauenpolitischen
Praxis ermöglichte, indem sie durch Netzwerke
gestützt wurde, sowohl Generierung von Gender-
Wissen als auch Verbreitung von Gender-Wissen. 

Bemerkenswert ist auch das zweite Moment,
nämlich

b) die Orientierung an den Transformationsprozes-
sen, denen der ÖPNV unterliegt. Diese Prozesse sind
hochkomplex, sowohl was die Eingeflochtenheit in
ein Mehrebenensystem angeht, als auch, was die
Vielzahl an disziplinären Kompetenzanforderungen
und Handlungskontexten angeht. Für Gender-
Zugänge multiplizieren sich die Vermittlungs- und
Rekonstruktions-Probleme (vgl. Rodenstein 1993),
insofern Vertreterinnen der fachlichen Gender-For-
schung und gleichstellungsorientierter fachlicher
Praxis nicht darauf zählen können, dass die von
ihnen formulierten Fachfragen behandelt werden auf
der Basis allgemeiner Gender-Kompetenz auf der
jeweilgen Ebene bzw. in der jeweiligen Disziplin. 

Meine These hierzu wäre: Insofern diese Prozesse
des Formwandels sich als Veränderungs-, Erhal-
tungs- und Gestaltungs-Prozesse darstellen und qua-
litative Gender-Aspekte thematisierbar werden,
ermöglichte die Generierung und die Verbreitung
von Gender-Wissen sowohl Relevanz als auch Wirk-
samkeit von Gender-Wissen. 

Die folgende Einschätzung der Transformationspro-
zesse im ÖPNV als einem der netzgebundenen Infra-
struktursysteme des Verkehrssektors ergibt sich aus
der Untersuchung von Gender-Fragestellungen
anhand des in diesem Einzelvorhaben entwickelten
Analyse-Ansatzes: 

Die allgemeine Verunsicherung in professionellen
Zusammenhängen, die Einführung neuer Verfahren
und die Installierung neuer institutionelle Strukturen
sind Faktoren, die für die deutsche Situation
zunächst weniger Risiken als vielmehr eher Chancen
für Verbesserungen durch die Transformationspro-
zesse erkennen lassen. 

o Es minderten sich die unter Gender-Gesichts-
punkten kritisierten Ausblendungen von Versor-
gungsaspekten dieser netzgebundenen Infrastruk-
tur (Gender-Dimension I36). 

o Tendenziell minderte sich die Festgefügtheit der
kritisierten Ausblendung von Frauen aus dem
Öffentlichen und Allgemeinen: in fast allen Lan-
desnahverkehrsgesetzen wird erstmals, bezogen
auf direkt verkehrliche Regelwerke, zwar nicht
auf beide Geschlechter und nicht auf Geschlech-
terverhältnisse, aber auf Frauen Bezug genom-
men (Gender-Dimension III). 

o Tendenziell minderten sich die Festgefügtheit der
kritisierten Abwertungen und Unterordnungen
der vielfältigen Mobilitäts-Interessen von Frauen
in jenen Gebietskörperschaften, in denen als
"extern" betrachtete Fachfrauen (Gleichstellungs-
beauftragte, Leiterinnen anderer Fachämter, Ver-
kehrswissenschaftlerinnen, Faueninitiativen etc.)
sich auf eigene Initiative und Kosten engagierten
(Gender-Dimension II).
Dies ist erstaunlicherweise sogar mit dadurch
befördert worden, dass die erfolgreich durch die
professionellen Gender-bezogenen Gestaltungs-
anstrengungen im ÖPNV durchgesetzten Geset-
zesänderungen in solchen Gesetzes-Passi münde-
ten, die genau eine die Frauen vereinheitlicht aus-
grenzende Geschlechtszuschreibung ("Berück-
sichtigung" ihrer "besonderen Belange") fixierte. 

o Veränderungen in 

- der Festgefügtheit der kritisierten Abschottungen
gegenüber gleichstellungs-orientierten Zielen und
Anstrengungen lassen sich weniger erkennen,
wohl jedoch in 

- der Bereitschaft, Kompetenz und Selbstsicherheit
derjenigen, die Verantwortung für gleichstel-
lungs-orientierte Ziele und Anstrengungen pro-
fessionell tragen oder professionell übernehmen,
diese fachlich in ÖPNV-Gestaltungskontexten zu
konkretisieren (Gender-Dimension IV). 

Als Anregung für die weitere Untersuchung ergibt
sich vorläufig, dass nicht davon ausgegangen wer-
den kann, dass die Transformation im Bereich
ÖPNV sich quasi "selbstlaufend" in einem Transfor-
mationskorridor ereignet, in dem die ungleichen
Situationen der Geschlechter berücksichtigt werden
und offene Gestaltungsoptionen zugunsten sozial-
ökologisch basierter Gleichstellung und einer auf
gerechten Geschlechterverhältnissen basierender
sozial-ökologischer Entwicklung vorhanden sind.
Daher liesse sich eine Verschärfung der sozial-öko-
logischen Problemlagen, die aus geschlechtsspezifi-
schen Problemlagen und aus den gegenwärtigen
gesellschaftlichen Geschlechterverhältnissen resul-
tieren, nicht allein schon durch die Transformation
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selbst begrenzen  (siehe die Erkenntnis-Ziele im Ver-
bundforschungsantrag netWORKS und im Angebot
des Wuppertal Instituts zu diesem Einzelvorhaben).
Hierin bestätigen die Ergebnisse dieses Einzelvorha-
bens den Zugang des Gesamtverbundvorhabens.
Zum anderen bestätigen die Erkenntnisse aus der
Gender-Perspektive den Zugang des Verbundfor-
schungsprojekts zu Transformation und Regulation,
nämlich danach zu fragen, wie gezielte Anstrengun-
gen zugunsten der Verbesserung im Transforma-
tionsrahmen und in den Transformationsprozessen
verankert werden können. 

Die weiteren Transformationsschritte im Bereich
ÖPNV stehen an. Hier ist anhand der Erkenntnisse
aus der Gender-Perspektive insbesondere auf die
entscheidenden Rahmensetzungen sowohl zum Sek-
tor ÖPNV als auch zur sektorübergreifend wirksam
werdenden Daseinsvorsorge37 zu verweisen, die
europapolitisch gerade vorgenommen werden. 

Innerhalb der Planungs-, Diskussions- und Entschei-
dungszusammenhänge auf den verschiedenen Ebe-
nen zur Veränderung der grundlegenden ÖPNV-
Rahmenbedingungen sind - wie die Recherchen
innerhalb dieses Einzelvorhabens ergaben - ebenso-
wenig wie im Konsultationsverfahren der EU und
den Debatten auf anderen Ebenen zur Neudefinition
von "Daseinsvorsorge" Gender-Dimensionen bisher
einbezogen, artikuliert oder auch nur reflektiert wor-
den.38 Dieses Einzelvorhaben scheint nach jetzigem
Kenntnisstand auch diesbezüglich Pilotcharakter zu
haben und könnte für beide Kontexte von innovati-
vem Nutzen sein. Festhalten lässt sich: Es besteht
leider immer noch ein Bedarf, im Hinblick auf sozi-
al-ökologische Regulation grundsätzlich auf das
Ausstehen einer Einbeziehung und Abwägung von
Gender-Dimensionen in den Entscheidungsprozes-
sen über die Rahmenbedingungen hinzuweisen. 

Vor diesem Hintergrund kann in diesem Einzelvor-
haben ein erster Zugang zu denjenigen Anknüp-
fungspunkten entwickelt werden, die die komplexen
Entscheidungs- und Debattenstränge der Liberalisie-
rung des ÖPNV, wie sie derzeit geführt werden, ver-
binden mit den Gender-Fragestellungen an die sozi-
al-ökologische Transformation und Regulation des
netzgebundenen Infrastruktursystems ÖPNV. Dieser
Zugang ist abgeleitet aus der Aufarbeitung des State
of the Art der Erkenntnisse zu Gender-Fragestellun-
gen an die Transformation und Regulation des netz-
gebundenen Infrastruktursystems ÖPNV (sihe Spitz-
ner 2004, Kapitel 3) unter Zuhilfenahme des entwik-
kelten sozial-ökologischen Gender-Analyse-Kon-
zeptes (siehe oben). Ich möchte ihn folgendermaßen
umreißen: Aus Gender-Perspektive sind von zentra-

ler Bedeutung gemeinwirtschaftliche39 Verkehrsan-
gebote, verbesserte ÖPNV-Organisation, Reichweite
des kommunalen Selbstverwaltungsrechts,40 Ange-
bots- und Qälitätsstandards und Sicherung einer
ÖPNV-Versorgung privater Haushalte. 

In der Diskussion (vgl. insbesondere die Interpreta-
tionen des sog. "Magdeburger Urteils") und Defini-
tion (vgl. Entwurf einer Neufassung der Marktöff-
nungsverordnung - Verkehr, der EU-Verordnung
1191/69 gegenüber deren Fassung 1893/91) der
europapolitischen Rahmensetzungen, die sich als
geschlechtsneutral ausgibt, werden - anders als in
gender-bezogenenen Diskursen - bezogen:41

o die Definition gemeinwirtschaftlicher Verkehrs-
angebote vornehmlich auf Fragen nach der Reich-
weite von Ausschreibungspflichten (marktlichem
Wettbewerb), 

o die verbesserte ÖPNV-Organisation vornehmlich
auf die Zukunft von sog. Regiebetrieben und
(Verkehrs-) Unternehmensorganisation, 

o die Reichweite des kommunalen Selbstverwal-
tungsrechts auf ein Recht von Kommunen auf
eigene Verkehrs-Unternehmen bzw. Unterneh-
mens-Besitz, 

o die Definition von Angebots- und Qualitätsstan-
dards auf Verkehrsverträge zwischen Aufgaben-
trägern und Verkehrsunternehmen, 

o die Sicherung einer ÖPNV-Versorgung auf eine
Verpflichtung der Verträge auf eine bisher (auch
legislativ) nicht näher definierte sog. "ausreichen-
de Bedienung". 

Aus Gender-Perspektive haben die hier herausge-
stellten Elemente der Transformation des ÖPNV, die
ich ÖPNV-Transformations-Dimensionen nennen
möchte, - gemeinwirtschaftliche Verkehrsangebote,
verbesserte ÖPNV-Organisation, Reichweite des
kommunalen Selbstverwaltungsrechts, Angebots-
und Qälitätsstandards und Sicherung einer ÖPNV-
Versorgung - zentrale Bedeutungsgehalte, von denen
die Mainstream-Diskurse derzeit noch erheblich
abweichen. 

Die Bedeutungsgehalte der ÖPNV-Transformations-
Dimensionen aus Gender-Perspektive sind zum Teil
bereits begrifflich und kategorial faßbar. In gewisser
Weise spiegeln sie die entwickelten Gender-Dimen-
sionen wieder. Für die weitere Bearbeitung der hier
bearbeiteten Gender-Fragestellungen kann angeregt
werden: Eine Gegenüberstellung des Verständnisses
der Bedeutungsgehalte der genannten ÖPNV-Trans-
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formations-Dimensionen aus Gender-Perspektive
einerseits und aus der Perspektive der entscheiden-
den Gremien und Kontexte andererseits. Diese
Gegenüberstellung könnte hilfreich sein, Ansatz-
punkte, Instrumente und Strategien zu den sozial-
ökologischen Transformationsprozessen zu entwik-
keln. 

Daneben ergibt sich ein weiterer Zugangspfad, der
die zuvorderst genannten Ziele unterstützen könnte:
Die aufgezeigten (gender-problematischen) Bezu-
gnahmen auf die genannten ÖPNV-Transformations-
Dimensionen, die auf der EU-Ebene und auf den
anderen Ebenen jeweilig genommen werden, erklä-
ren sich nicht von selbst, sondern werden europapo-
litisch ebenso wie auf den anderen politischen, ins-
besondere auch auf kommunalen Ebenen begründet.
Es könnte sehr hilfreich sein, diese Begründungen -
und dabei auch deren Ausfüllung und gender-rele-
vanten Implikationen - zu betrachten (in Gegenüber-
stellung zu den Bezugnahmen und Begründungen,
die unter Gender-Fragestellungen entwickelt sind). 

Bereits jetzt lässt sich aus Gender-Perspektive fest-
stellen, dass die derzeitigen ÖPNV-Transformations-
prozesse und die Gender-Erkenntnisse an zweierlei
Schnittpunkten einen Regulations-Bedarf ausweisen
und große Chancen bieten, eine sozial-ökologische
Regulation zu unterstützen: Dies ist zum einen die
ÖPNV-Transformations-Dimension, die sich auf die
qualitativen und quantitativen Gehalte der bereits
geltenden europarechtlichen Verpflichtung auf "aus-
reichende Verkehrsbedienung" bezieht. 

Es ist dies zum anderen die ÖPNV- und andere Infra-
struktursektoren übergreifende Transformations-
Dimension, in der sich die bisherige kommunale
Debatte und die Gender-Debatte (noch) in verschie-
dener Weise auf Gemeinwohl, Daseinsvorsorge,
Gemeinwesenaufgaben und Öffentlichkeit42 bezie-
hen43 und die Integration der Perspektiven besonders
fruchtbare synergetische Wirkungen im Sinne der
Ziele des Verbundforschungsvorhabens entwickeln
könnte. Die Vorbereitung der ausstehenden Defini-
tion des "öffentlichen Zwecks" (Cox nach
Mensch/Pfeiff 2001:58), den ein Infrastruktursystem
zu erbringen hat, wäre hier ein Ansatzpunkt. Die
Abgrenzung von öffentlichem (gemeinwirtschaft-
lichen) und allgemeinem (versorgungswirtschaft-
lichen) gegenüber privatem (privatwirtschaftlichem)
Interesse steht bei allen Entscheidungen als Grund-
lage immer noch aus. Die begriffliche Abgrenzung
von "Dienstleistungen von allgemeinem (wirtschaft-
lichen) Interesse" (so der europarechtliche Terminus
für bestimmte Daseinsvorsorge-Bereiche, worunter
der ÖPNV gefallen ist) von privaten Gütern und

Dienstleistungen wäre damit verbunden (vgl. Cox
nach ebenda: 61). Die Fragestellung, was genau
öffentliche Dienstleistungen sind, ist eine normativ-
politische, die auch nur normativ-politisch entschie-
den werden kann. An ihr dürfte sich denn auch die
geschlechterdemokratische Qualität von Transfor-
mations-Entscheidungen erweisen. 

Die Beleuchtung einer "Gemeinwohlhypothek",
unter die jede Privatisierung gestellt werden müsse
angesichts der Erschwerung späterer Regulation
oder Rückgängigmachens einer Privatisierung durch
Art. 14 GG, und eine rechtliche Garantie der Wah-
rung des Gemeinwohls bei mangelhaften Leistungen
eines privaten Anbieters (Leibfried sowie Héritier
nach Mensch/Pfeiff 2001: 60) wären ein weiterer
Ansatzpunkt. 

Aus Gender-Perspektive haben gerade diesbezüglich
die anstehenden europapolitischen Festschreibungen
besonderes Gewicht. Insbesondere kommt der seit
längerem erfolgenden Modifikation dessen, was
unter Daseinsvorsorge verankert wird, grundlegende
Bedeutung zu, insbesondere was die längerfristigen
Gestaltungsmöglichkeiten auf kommunaler Ebene
angeht. Ein konkreter Ansatzpunkt könnte die gen-
der-bezogene Befassung mit dem Grünbuch der EU
zur Daseinsvorsorge44 sowie die Entwicklung gen-
der-orientierter "Grundsätze, die in eine mögliche
Rahmenrichtlinie oder ein anderes Instrument zu den
Dienstleistungen von allgemeinem Interesse Ein-
gang finden sollten", wie im Grünbuch vorgeschla-
gen wird45, sein.

4.4 "Regulation" 
In Bezug auf Gender-Perspektiven ist es bemerkens-
wert, dass in Zeiten der Deregulierung die bisherigen
Gleichstellungspolitiken ergänzt werden durch eine
gender-bezogene Regulation. Die Strategie des Gen-
der Mainstreaming ist im europäischen Kontext, von
wo aus sie auch auf nationalen und kommunalen
Ebenen und in Deutschland auch auf Ebene der
Bundesländer aufgenommen wurde, als ausdrückli-
che sog. "Top-Down-Strategie" eingeführt worden.
Dahinter stand die Erfahrung, dass ein "freies Spiel
der Kräfte" nicht die Wirksamkeit entfaltet, die das
Erreichen der gesetzlich verankerten Ziele der
Gleichstellung zwischen den Geschlechtern erfor-
dert.46 Der Ansatz einer "Top-Down-Strategie"
umfasst ausdrücklich, dass gezielt Sorge für die Inte-
gration der Gender-Dimensionen explizit von den
höchsten Ebenen aus zu tragen ist, diese also regu-
liert werden muss.47 Insofern ergibt sich bereits aus
Gender Mainstreaming per se ein Regulationsbedarf
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und eine Regulationsverpflichtung. 

Dieser mit Gender Mainstreaming selbst verbundene
Regulationsbedarf dürfte je unabweislicher sein, je
größer die Bedeutung des jeweiligen Handlungsfel-
des für die gesellschaftlichen Geschlechterverhält-
nisse ist. Für das Handlungsfeld netzgebundener
Infrastrukturen insgesamt muss diese Bedeutung48 als
besonders hoch angesehen werden. 
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2  Spitzner, Meike (2004)
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mehrere Arbeitshilfen, die auf mehreren Erarbeitungen basier-
ten: 

a) Aufarbeitung der Ergebnisse der Gender-bezogenen Verkehrs-
forschung (State of the Art), 

b) Erarbeitung eines Gender-Analyse-Konzepts, das folgende
Elemente umfasst: 

o die Entwicklung eines erweiterten Suchscheinwerfer-Rasters,
das die Ergebnisse der verkehrsbezogenen Genderforschung
sachadäquat aufnehmen kann, 

o die Entwicklung einer Grundthese zum gendergerechten Ver-
ständnis von Transformation und Regulation, 

o die Entwicklung von vier Kernthesen zum Verständnis der
Genderdimensionen von Transformation und Regulation, 

o die Herausarbeitung sachgerechter analyse-orientierter Gen-
der-Dimensionen für die Analyse von sozial-ökologischer
Transformation und Regulation, erarbeitet auf der Basis der
Erkenntnisse im Sektor Verkehr mit Blick auf ÖPNV; 

c) die Entwicklung von Gender Issues, die das Analysekonzept
konkretisieren und aufbereiten für eine Übertragbarkeit auf
andere Infrastrukturbereiche, für sektor-übergreifende Gender-
Infrastruktur-Fragestellungen, 

d) deren Vorstellung und Diskussion bei einem sektor-übergrei-
fenden Gender-ExpertInnen-Workshop, 

e) Erarbeitung von Gender-Fragestellungen für den Gesamt-For-
schungsverbund, 

f) Diskussion der Gender-Fragestellungen für den Gesamt-For-
schungsverbund im Verbund, 

g) Erstellung eines Abschlussberichts, 

h) Veröffentlichung des sozial-ökologischen Gender-Analyse-
Konzepts. 

Damit umfasste das Einzelvorhaben verschiedene Erarbeitun-
gen, die als Arbeitshilfen für den Verbund entwickelt, vorgetra-
gen, in Arbeitspapieren des Verbundes aufgenommen, in einem
Verbund-Workshop unterlegt und diskutiert sowie anschlie-
ßend überarbeitet wurden. Wichtige analytische Zugänge,
Begriffe und Teilergebnisse wurden so bereits seit Frühjahr
2003 dem Auftraggeber bzw. dem Verbund zugänglich
gemacht. 

4  Gemeint sind die Strukturierungen durch gesellschaftliche
Geschlechterverhältnisse sowohl des Gegenstandsbereichs als
auch der wissenschaftlichen Herangehensweise (konzeptionell
und methodisch, Des-/Integration von feministischen Wissen-
schaftserkenntnissen/Des-/Integration von Gleichstellungszie-
len in Erkenntnisinteressen und Zusammensetzung aus weib-
lichen und männlichen, androzentrismus-unkritischen bzw. -
kritischen WissenschaftlerInnen). 

5  Vgl. beispielsweise Wichterich 1998 und 2003, von Braunmühl
2001, Klingebiel/Randeria (Hg.) 1998, "Feminismus, Gender,
Geschlecht" 2003 sowie die Positionen der beiden großen
umweltpolitischen Frauenverbände: NRO-Frauen-Forum/AG
Frauen des Forums Umwelt & Entwicklung 2002. 

6 Vgl. u.a. Spitzner/Striefler/Zauke 1995a und 1995b, Frauen in
Bewegung 1997, Hering/Kelp-Siekmann et al. 1996. 

7 vgl. Verloo/Roggeband 1996; Schultz/Hummel/Hayn/Empa-
cher 2001.

8  Vgl. insbesondere Wächter/Eberhart (Hg.) 1994b, Buchen et al.
1994, Weller/Hoffmann/Hofmeister 1999, FrauenUmweltNetz
2002. Schultz (1999b) spricht dagegen weniger von feministi-
scher Umwelt- und Nachhaltigkeitsforschung, sondern von
Forschung zu Gender and Environment. Eine Erörterung, an
welche Divergenzen und Konvergenzen innerhalb der femini-
stischen umweltbezogenen Forschung bei einer Weiterentwik-
klung des Verständnisses von feministischer sozial-ökologi-

scher Forschung anknüpfbar wäre, könnte für die weitere femi-
nistische und genderorientierte Forschung von großem Interes-
se sein. 

9  Die umrissenen Gender-Dimensionen wurden in der Folge für
die Konkretisierung von Gender-Issues und die Entwicklung
von Gender-Fragestellungen als Hilfestellung im Verbundpro-
jekt genutzt. 

10 Den Begriff der Versorgungsordnung hat die Autorin in Aus-
einandersetzung mit der Ausblendung der Versorgungsökono-
mie bei Diskussionen der Transformation sog. Versorgungs-
Unternehmen und im sog. Versorgungs-Sektor gewählt, um
nicht-androzentrische, gender-integrierende Thematisierungen
und Perspektiven hierbei zu ermöglichen, und im Juli 2002
(vgl. Spitzner 2002a:62) sowie erneut im Februar 2003 öffent-
lich einzuführen gesucht, als eine Diskussion um die "Zukunft
der Daseinsvorsorge" in interdisziplinärem Rahmen durch eine
gleichnamige Tagung der Schaader-Stiftung möglich war. Er
meint hier die Rahmensetzungen für die Verteilung und Veror-
tung der Verantwortung im Sinne der Gewährleistung von Ver-
sorgung zwischen den drei Säulen Gemeinwirtschaft, Privat-
wirtschaft und Privaten Haushalten vor dem Hintergrund
geschlechtsspezifischer Arbeitsteilung und Krise der Repro-
duktionsarbeit. Der Begriff soll verstehen helfen, um welche
Entscheidungen es bei den aktuellen Rahmensetzungen zur
Transformation in Bezug auf eine Gender-Dimension geht.
Damit ist eine ähnliche Dynamik, aber doch eine wesentliche
andere Bedeutung des Begriffs gemeint, als Schultz sie ver-
wendete, als sie 1997 ebenfalls von Versorgungsordnung
sprach. Sie führte den Begriff in einer historischen und histo-
risch interkulturell vergleichenden Perspektive ein, in Anleh-
nung an "historische Ordnungen" und in Auseinandersetzung
mit Ulrich Becks Globalperspektive einer Risikogesellschaft.
Vor diesem Hintergrund sollte er das Begreifen unterschied-
licher Versorgungs-Ordnungen ermöglichen. 

11 Vgl. u.a. Frauen in Bewegung 1990; Rau 1991; Spitzner 1993;
Stete 1995, Enquete-Kommission NRW 1999, Spitzner/Beik
1995. 

12 Insbesondere als Mütter der Kinder der Väter - vgl. Stiefel
2001. 

13 Vgl. zur Begrifflichkeit Fußnote 10. 

14 Vgl. Stiefel 1998 sowie Spitzner 1997b; vgl. in diesem
Zusammenhang auch die feministische Auseinandersetzung
um "Freizeit"-Verkehr, etwa in Spitzner/Beik 1995; zur Haus-
haltswirtschaft vgl. Methfessel 1988 zur neuen Verbraucher-
schutzpolitik Müller 2001. 

15 Lediglich  in  der  Raumplanungsgesetzgebung  einzelner
Bundesländer sind allerdings fachgesetzliche Konkretisierun-
gen, etwa in Rechtsklauseln zu Abwägungsgeboten mit akti-
vem Abbau von ungleichen Chancen, verankert. Vgl. u.a. Mini-
sterium für Kultur, Jugend... 1995a sowie Bauer 1991. 

16 In Bezug auf Raum-Zeit-Integrationsorganisation - als Gegen-
standsbereich von Verkehr - vgl. Schäfer 1992 und
Spitzner/Beik 1995 sowie mit Schwerpunkt auf Zeitrationalitä-
ten in Bezug auf die sozial-ökologische Krise vgl. Spitzner
1999b. 

17 Der Gender-Kontext dieser Transformationsaspekte wird
besonders deutlich, wenn die Transformation zudem untermau-
ert wird durch symbolische Ordnungsentwürfe, die sogar mit
versorgungsabwertenden Geschlechterbildern unterlegt wer-
den, welche selbst die patriarchale Fürsorgepflicht in gesell-
schaftlichen Männlichkeitsentwürfen abwertet - vgl. Miegel
2003. 

18 Den Begriff "doppelte Privatisierung" hat die Autorin in Bezug
auf Möglichkeiten, die Transformation von Infrastrukturen im
Hinblick auf gesellschaftliche Geschlechterverhältnisse zu ver-
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stehen, innerhalb dieses Einzelvorhabens entwickelt. Angelegt
war er bereits in der Untersuchung darüber, welche sozial-öko-
logischen Wechselwirkungen verbunden sind mit der Krise der
Reproduktionsarbeit - vgl. Spitzner/Beik 1995. Dabei ging es
um externalisierende Verlagerungen von "Dienst"-Leistungen
aus der Erwerbssphäre zulasten von Reproduktionsarbeit, wel-
che durch öffentliche Verkehrsplanung und Planung öffent-
lichen Verkehrs induziert sind, einerseits (z.B. Transport-
Dienstleistungen für Zweite, Begleitverkehr). Und es ging
andererseits um Substitutionen gering verkehrsintensiver
Reproduktionsarbeit durch Reproduktionsarbeit, die die Inan-
spruchnahme marktlicher "Dienstleistung" einschließt (z.B. die
angesichts mangelnder Aufenthaltsqualitäten durch öffentliche
Verkehrsplanung induzierte Wandlung der Organisation der
Freizeit von Zweiten). In beiden Richtungen konnten im Rah-
men der Untersuchung Indizien dafür gefunden werden, dass
durch die öffentliche Gestaltung öffentlicher Verkehrsbedin-
gungen vermittelt über die Krise der Reproduktionsarbeit
Dynamiken freigesetzt werden, die sowohl verträglichere
Umwelt- wie Geschlechterverhältnisse unterminieren (und
insofern die Krise der Reproduktionsarbeit ein Ausdruck sozi-
al-ökologischer Krise ist).
Die These von der "Doppelten Privatisierung" wurde mit den
Kernthesen, die in ihrem ersten Entwurf für den Sektor-über-
greifenden Gender-ExpertInnen-Workshop des Verbundpro-
jekts im März 2003 erarbeitet wurden, vorgestellt. In der wei-
teren Ausarbeitung des hier vorgestellten Einzelvorhabens
wurde offenbar, dass Ähnliches auch für den Wandel des Infra-
strukturbereichs Abfall im Zusammenhang der Thematisierung
der Gestaltungsmacht von Frauen in Bezug auf Produktgestal-
tung feststellbar scheint. Für die Anwendbarkeit und Bedeu-
tung dieser These auf verschiedene Infrastrukturbereiche spre-
chen so zumindest schon die Erkenntnisse aus zwei Sektoren.
Dabei dürfte von Interesse sein, dass diese nicht nur auf Pro-
dukte (Abfall) bezogen werden kann, sondern auch auf Dienst-
leistungen (Transport/Mobilität). 

19 Hamilton verweist hier insbesondere auf den Zusammenhang
von "women's poverty and transport poverty - mündliche Aus-
führungen von Hamilton vom November 2003; vgl. auch
Hamilton/Jenkins 1991. 

20 So z.B. Bielefeld und Hannover, die beide als Musterbeispiele
gelten; vgl. zudem die Beiträge kommunaler Repräsentantin-
nen in KVR 1999.

21 Auf deren Bedeutung haben insbesondere die Erfahrungen im
Vereinigten Königreich noch einmal verwiesen - so die münd-
lichen Ausführungen von Hamilton vom November 2003. 

22 Vgl. ausführlich Klamp 1993 sowie Spitzner 1997b. 

23 Vgl. neben den vielen Untersuchungen die Zusammenfassun-
gen in Deutscher Städtetag 1995 und Blöbaum/Felscher-Suhr
1997. 

24 Vgl. insbesondere Stete/Klinkhart 1997.

25 Stete/Hammer/Binder 2000.

26  Vgl. Schirmer 2002. 

27 Frauen sind als "Träger öffentlicher Belange" anerkannt nur im
Bundesland Hessen. Dort wurde dies vor Jahren erkämpft. Die
Interventionsmöglichkeiten sind allerdings im wesentlichen
beschränkt auf Beteiligung an Anhörungen und Einbeziehung
von Stellungnahmen - vgl. bereits Fritz-Haendeler 1984 sowie
Stete/Hammer/Binder 2000. 

28 Im Grünbuch der EU zur Daseinsvorsorge (Dienstleistungen
von allgemeinem Interesse) wird gleichwohl auf ein dynami-
sches Verständnis verwiesen, dabei aber unter anderem aus-
drücklich ein dynamisiertes Verständnis bezüglich konjunktu-
reller Entwicklungen genannt - vgl. Kommission Europäischer
Gemeinschaften 2003. Vgl. zu Erfahrungen mit ersten Erfolgen

einer Integration von Gender-Aspekten in die ÖPNV-Unter-
nehmenspolitik aber Wekerle 1999. 

29 Vgl. List 1993 sowie die entsprechenden Diskussionsstränge
innerhalb der feministischen Naturwissenschafts- und Technik-
kritik. 

30 Vgl. u.a. Rau 1991. 

31 Vgl. dazu beispielhaft den Titel von Meyer 1999: "Sitzplätze
statt Parkplätze". 

32 Vgl. hinsichtlich Verkehrsvermeidung dagegen Enquête-Kom-
mission 1992 sowie dazu Petersen/Schallaböck/Spitzner 1992. 

33 Vgl. u.a. Spitzner 1990, Bauhardt 1994 und Spitzner 1994. 

34 Vgl. Spitzner 2002a sowie 2001a und 1999b.

35 Womit ich der wichtigen Kritik an genau dieser Ausrichtung
der feministischen Verkehrsforschung widersprechen möchte,
die innerhalb der feministischen Verkehrsforschung von Bau-
hardt 1999 geäußert wurde.  

36 Vgl. Kapitel 1.4 und 3. 

37 Vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften 2000a,
2000b und 2000c, sowie 2003. 

38 Selbst die von der Schader-Stiftung organisierte mehrjährige
Ergebnis-offene Auseinandersetzung mit der Transformation
(nicht nur) netzgebundener Infrastrukturen unter dem Thema
"Zukunft der Daseinsvorsorge", die Expertise aus sehr ver-
schiedenen Kompetenzbereichen und sehr unterschiedliche
Positionen umfasste, blendete Gender-Fragestellungen aus.
Selbst in den ExpertInnenrunden zum ÖPNV wurden keinerlei
Gender-Expertise einbezogen oder vorliegende Erkenntnisse
wahrgenommen (sie bestand zudem - außer den beiden Proto-
kollantinnen - nur aus männlichen Experten) - vgl. Schader-
Stiftung 2001 und 2003. Zur Handelspolitik finden allerdings
Gespräche statt zwischen EU-Kommission und European
Women's Lobby - vgl. European Women's Lobby 2000. 

39 Der Begriff "gemeinwirtschaftlich" ist ein Terminus der EU-
Rechtsetzung (EU VO 1191/69, "gemeinwirtschaftliche Ver-
kehrsangebote"). Dessen Interpretation ist in den derzeitigen
Transformations-Entscheidungsprozessen zum ÖPNV (auch
juristisch, insbesondere jedoch in seiner Füllung) strittig. Der-
zeit wird er problematischer Weise vorrangig negativ definiert
(als nicht-"eigenwirtschaftliche" Verkehrsangebote) bzw.
bezieht sich auf einen unbestimmten Rechtsbegriff "ausrei-
chender Bedienung", der bisher nicht operationalisiert worden
ist (- diese komplexeren Zusammenhänge müssten in der
Bestandsanalyse zum Sektor ÖPNV des Gesamtverbundvorha-
bens dargelegt sein; vgl. ansonsten Frauen in Bewegung 1997:
34-35). Der Begriff "gemeinwirtschaftlich" hier in diesem Ein-
zelvorhaben knüpft genau an den EU-Terminus an und inter-
pretiert ihn positiv im unten in Kap. 3.1 und danach ausgeführ-
ten Sinne als das Haushalten und Wirtschaften eines Gemein-
wesens in Verantwortung für Gemeinwohl, die Wahrung der
Interessen der Allgemeinheit und demokratischer Öffentlich-
keit politischer und normativer Entscheidungen. Dies schließt
ein die Verantwortung für die haushälterische Wahrung der rea-
len (auch politischen und im engeren Sinne wirtschaftlichen)
Voraussetzungen zur Verfolgung der demokratisch und verfas-
sungsmäßig gesetzten Ziele. Vgl. zu Notwendigkeit positiver
Begriffsbestimmung und dieser Begriffsauffassung von
"gemeinwirtschaftlich" bereits Holzapfel/Spitzner 1989 vor
Neuregelung der EU VO 1191/69 durch EU-VO 1893/91. 

40 Vgl. u.a. die Ausführungen zur kommunalen als Gestaltungs-
und Interventionsebene gender-orientierter Nahverkehrsver-
besserung innerhalb dieses Einzelvorhabens. 

41 Hinsichtlich der Rechtsakte und auch der nachfolgenden euro-
papolitischen Rechtstermini vgl. Bestandsanalyse ÖPNV des
Gesamtverbundvorhabens. Einen guten - allerdings ebenso wie
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der Entscheidungs-, Debattengang und Erkenntnisstand selbst -
ungegenderten Überblick über die aktuellen Fragestellungen,
die in den komplexen Entscheidungs- und Debattengängen auf-
gegriffen werden, liefern Köhler 2002, Pfeiff 2002,
Mensch/Pfeiff 2001 und Mensch/Pfeiff 2003. Vgl. auch Deut-
scher Städtetag 2001. 

42 Siehe deren Konkretisierung und Erörterung in den Gender-
Dimensionen, Kap. 3. 

43 Vgl. z.B. Schmalstieg 2003. 

44 Kommission der Europäischen Gemeinschaften 2003. 

45 Ebenda: 6. 

46 Vgl. zur Ausfüllung auch Schilling 2002. 

47 Vgl. Europäische Kommission - Generaldirektion V 1997 und
o.J. (1998). 

48 Vgl. die Ergebnisse aus dem Bereich Verkehr (Spitzner 2004,
Kap. 3), die Ergebnisse der ersten Arbeiten zu Gender im Infra-
struktur-Bereich Energie (Röhr 2002) sowie die Fachdiskus-
sion des sektor-übergreifenden Gender-Expertinnen-Works-
hops zur sozial-ökologischen Regulation von Infrastrukturen
des netWorks-Verbundvorhabens.
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